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‘ Bék1agtéf und Révisions—
beklagter.

Der 8. Senat des'BundesäoZialgerichts hat am.
4. Juni 1981fi■‘Berlin aufgrund mündlicher Verhandlung
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen gegen das Urteil des
SChleSWig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom
11. April 1980 Wird zurückgewiesen.

Außer'gerichtl‘iéhe'Kostéi“sind‘niicht zu''er’statténi‘
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Die Beteiligten streiten darum, wie die Krankenver-

Sicherungsbeiträge zu berechnen sind, die freiwillig Ver-

sicherte zu zahlen haben, für die ein Grundlohn nicht zu

ermitteln ist.

Die klagenden Allgemeinen Grtskrankenkassen meinen, sie

seien nach 9 180 Abs 4 Satz 3 der Reichsversicherungs-

“ordnung (RVG) idF des Krankenversicherungs-Kostendämpfungs-

gesetzes (KVKG) vom 27. Juni 1977 — BGBl I 1069 - ermäch-

tigt, den für die Berechnung der Beiträge maßgebenden
(@ 385 Abs 1 RVG) Grundlohn unterhalb des Mindestgrund-

lohns des @ 180 Abs 4 Satz 1 RVG anzusetzen. Das beklagte

Aufsichtsamt für Sozialversicherung als Aufsichtsbehörde
nach & 91 Abs 1 Satz 2 des Sozialgesetzbuchs - Allgemeine

Vorschriften für die Sozialversicherung - vom 23. De—

zember 1976 (SGB 4) — BGBl I 3845 - hält dem entgegen,
5 180 Abs 1 Satz 1 RVG lege den Mindestgrundlohn nicht

nur für freiwillig Versicherte fest, die Arbeitsentgelt

oder sonstige Einnahmen zum Lebensunterhalt haben, sondern
auch für freiwillig Versicherte, die keine Einkünfte haben.

Diese Rechtsauffassung gab sie durch Rundverfügung vom
23. März 1978 den ihrer Aufsicht unterstellten Kranken—

kassen bekannt. Die klagenden Kassen beharrten jedoch auf
ihrer Meinung und setzten auch dementSprechend den Grund-.

lohn aus sozialen Gründen unterhalb des Mindestgrundlohns

fest.

Durch Aufsichtsanordnungen vom 23. Oktober 1978 wies die

Beklagte die Klägerinnen an, auch für die freiwillig Ver-

sicherten ohne Einkommen, bei denen sich kein Grundlohn er-
mitteln läßt, Spätestens ab 1. Dezember 1978 Beiträge

mindestens nach dem sich aus 5 180 Abs 4 Satz 1 RVG er-
gebenden Mindestgrundlohn (damals 13,-— DM) zu erheben.
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Das Sozialgericht (SG) Itzehoe hat die gegen diese Auf-
sichtsanordnungen erhobenen Klagen verbunden und ihnen

stattgegeben (Urteil vom 17. Mai 1979). Das Schleswig-
Holsteinische Landessozialgericht (LSG) hat der Berufung

der Beklagten stattgegeben und die Klagen abgewiesen
(Urteil vom 11. April 1980).

Die Klägerinnen haben die von dem LSG zugelassene Revision
eingelegt. Sie rügen eine Verletzung des 5 180 Abs 4

Satz 1 RVG.

Sie beantragen,

das Urteil des Schleswig-Holstenischen LSG

vom 11. April 1980 aufzuheben und die Berufung

des Beklagten gegen das Urteil des SG Itzehoe

vom 17. Mai 1979 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revisionen zurückzuweisen.

II

Die Revision ist nicht begründet. Sie ist zurückzu—
weisen.

Die Sachurteilsvoraussetzungen sind gegeben. Die Klage ist

zulässig. Die Klägerinnen können mit der Anfechtungsklage

Rechtsschutz gegen eine Anordnung der Aufsichtsbehörde mit

der Behauptung begehren, diese Anordnung überschreite das

Aufsichtsrecht (@ 5A Abs 3 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-).

Die Versicherten, deren Grundlohnbestimmung zwischen den Be-

teiligten umstritten ist, müssen nicht notwendigerweise bei—
geladen werden. Sie sind an dem hier streitigen Rechtsver-

hältnis nicht so beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen
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gegenüber nur einheitlich ergehen kann (@ 75 Abs 2 SGG).
Auch wenn durch dieses Gerichtsverfahren die Verpflichtung,

einen anderen Grundlohn als bisher zu bestimmen, rechts—

kräftig wird, steht nicht fest, ob und wie diese Grundlohn-

bestimmung gegenüber den Versicherten mit der Folge häuser

Beiträge durchgesetzt werden kann. Insbesondere bleibt

offen, ob und inwieweit Vertrauensgrundsätze einer Erhöhung

der Beiträge entgegenstehen.

Der Beklagte hat sein Aufsichtsrecht nicht überschritten.

Die Klägerinnen verstoßen mit ihrer Praxis, bei Anwendung

des @ 180 Abs 4 Satz 3 BVD in bestimmten Fällen den Mindest-
grundlohn nach € 180 Abs 4 Satz 1 RVG zu unterschreiten,

gegen das Gesetz. 5 180 Abs & Satz 1 RVG verbietet es näm—
lich ausnahmslos, einen niedrigeren Grundlohn zu bestimmen.

Dabei kann es unentschieden bleiben, ob 5 180 Abs£&SatzjöRVO
überhaupt für Fälle gilt, in denen der Feststellung des

Grundlohns keine Schwierigkeiten entgegenstehen und festge—

stellt werden kann, daß der Grundlohn Null DM beträgt.

Nach 5 180 Abs & Satz 1 RVG gilt als Grundlohn für frei—

willig Versicherte der auf den Kalendertag entfallende Teil '

des Arbeitsentgelts und sonstiger Einnahmen zum Lebensunter—

halt bis zu einer bestimmten Höchstgrenze und bis zu einer

bestimmten Mindestgrenze (nach dem KVKG ab 1. Juli 1977 der

;
150. Teil der Bezugsgröße9 nach dem 21. Rentenanpassungs-

‘ gesetz vom 25. Juni 1978 — BGBl I 1089 - ab 1. Januar 1979

;
13,—- DM und ab 1„ Januar 1981 der 180. Teil der Bezugs-
größe). Die Mindestgrenze ist nach dieser Vorschrift unbe—

stritten auch dann einzuhalten, wenn das Arbeitsentgelt oder/

und die sonstigen Einnahmen zum Lebensunterhalt wesentlich

unter dieser Mindestgrenze liegen. Eine Differenzierung, die

gerade bei geringer Verdienenden aus sozialen Gründen ange-
bracht erscheinen könnte, wird nicht zugelassen° Da die Bei-

träge nach dem Grundlohn zu bemessen sind (€ 585 Abs 1
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Satz 1 RVO), wird diesen freiwillig Versicherten zugemutet,
für ihre Krankenversicherung mehr aufzubringen, als sie

sich nach ihren Einkünften leisten können. Das Gesetz (@ 180

Abs 4 Satz 1 iVm 5 385 Abs 1 Satz 1 EVO) bewertet das Inter-

esse an einem angemessenen Verhältnis von Beitrag und

Leistung bei diesem Personenkreis höher als das Interesse

an einem angemessenen Verhältnis von Beitrag und Einkünften.

Die Solidarität der Höherverdienenden mit den geringer Ver-

dienenden ist zwar schon immer in der Krankenversicherung

ein tragender Grundsatz. Die Solidarität endet auch nicht

immer bei denjenigen, die nur geringfügige Einkünfte haben,

aus denen die Beiträge berechnet werden. Sie kann bei be—

sonders schutzwürdigen Personengruppen (vgl 55 168 RVG,

8 SGB &) bis zur Versicherung annähernd zum "Nulltarif"

führen. Die Solidarität gilt aber nur für bestimmte pflicht-

versicherte Personengruppen. Diejenigen, die das_Gesetz

nicht zur Solidargemeinschaft heranzieht, die sich ihre Ver—

sicherung also "kaufen" müssen, sind verpflichtet, für

diese Versicherung einen Betrag zu zahlen, der einigermaßen

ins Gewicht fällt. Für diejenigen, die auch den sich aus
dem Mindestlohn ergebenden Mindestbetrag nicht zahlen können,

hat nicht die Versichertengemeinschaft, sondern die Sozial-

hilfe einzutreten.

Es besteht kein Grund, diesen sich aus 5 180 Abs 4 Satz 1 RVO

ergebenden Gedanken bei denjenigen konsequent durchzuhalten,

die nur geringfügige Einkünfte haben, und da aufzugeben, wo

keine Einkünfte festzustellen sind. Es ist nicht Aufgabe der

Krankenversicherung, gerade bei Anwendung des 5 180 Abs &

Satz 3 RVO sozialen Gründen in weiterem Umfang Geltung zu
verschaffen, als dies 5 180 Abs 4 Satz 1 RVO zuläßt. Es wäre

unverständlich, das Verbot des 5 180 Abs 4 Satz 1 RVO, frei—

willige Versicherungen nicht allzu billig zu "verkaufen", nur
bei denjenigen gelten zu lassen, die noch geringfügige Ein-

künfte haben, und bei denjenigen unbeachtet zu lassen, die

keine eigenen Einkünfte haben. Ein solches beschränktes

_ 6 _
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Verbot würde dazu verführen, geringfügige Verdienstmöglich-

keiten aufzugeben, nur um in den Genuß des "Nulltarifs"

zu kommen. ' ' ‘

Die Klägerinnen haben keine überzeugenden Gründe dafür an;

geführt, daß 5 180 Abs 4 Satz 3 RVO unabhängig von 5 180
Abs 4 Satz 1 RVO zu sehen sei. Der Hinweis darauf, daß für

Pflichtversicherte die entsprechende Mindestgrenze des

5 8 SGB 4 nicht gilt, besagt - wie oben ausgeführt - nichts.

Das Interesse der Klägerinnen, die Beiträge einkommensloser

freiwillig Versicherter möglichst gering zu halten9 ist

allerdings aus einem Grund verständlich, den die Beteiligten

nicht anführen: Es geht nämlich um die Versicherung vor-

wiegend von minderjährigen Kindern, die ohne die einschneiden-

de Änderung des 5 205 Abs 1 RVO durch das KVKG kostenlos

durch die Familienkrankenhilfe versichert wären und vor In-

krafttreten des KVKG auch in der Weise versichert waren„
Nach 5 205 Abs 1 Satz 3 RVG idF des KVKG besteht für Kinder

kein Anspruch auf Familienkrankenhilfe‚ "wenn der mit Kindern
verwandte Ehegatte des Versicherten nicht Mitglied bei einem

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung ist und sein
Gésamteinkommen regelmäßig im Monat ein Zwölftel der Jahres—

arbeitsverdienstgrenze (@ 165 Abs 1 Nr 2 RVO) übersteigt
und regelmäßig höher als das Gesamteinkommen des Versicherten

ist".

Selbst wenn der Entzug des kostenlosen Versicherungsschutzes

durch das KVKG — etwa wegen des entschädigungslosen Ein—

griffs in eine eigentumsähnliche Lage des Versicherten

(Art 14 des Grundgesetzes ;BSGE 41, 13‚ 14) oder wegen der
Rückwirkung (vgl auch den Vorlagebeschluß des 1° Senats vom
23. April 1981 — 1 RA 111/79 Zu @ 1255a Satz 1 Nr 1 Satz 5RVO

idF des KVKG) — verfassungswidrig war, konnte die Frage der
Verfassungswidrigkeit hier unentschieden bleiben. Denn die

Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Aufsichtsanordnung
umfaßt nicht zugleich - wie bereits oben im Zusammenhang mit

9 75 Abs 2 sec ausgeführt ist _ die Rechtmäßigkeit der Be—
gründung einer freiwilligen Versicherung°
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Die Kostenentscheidung beruht auf 9 193 Abs & SGS.
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